
 
 

Antrag 1 

an die 9. Vollversammlung vom 30. 03. 2017 
der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Steiermark 

 
 

Endlich die rechtliche Gleichstellung von Zeitausgleich und Urlaub 

im Krankheitsfall regeln 

 
Der Oberste Gerichtshof hat in seiner Entscheidung vom 29.05.2013 (9 ObA 11/13 b) ausgesprochen, dass 

eine Erkrankung den Verbrauch von vereinbartem Zeitausgleich nicht unterbricht.  Das bedeutet, dass 

ein/e ArbeitnehmerIn, der/die Zeitausgleich konsumiert und währenddessen erkrankt, trotzdem sein/ihr 

Zeitguthaben verbraucht.  

 

Im Spätsommer 2013 sollte trotz des ergangenen OGH-Urteils eine gesetzliche Änderung erfolgen, da sich 

die Parteien grundsätzlich darüber einig waren, dass ein Krankheitsfall im Zeitraum eines Zeitausgleichs 

nicht unterschiedlich zur Regelung im Urlaub behandelt werden dürfe.  

 

Bis zum Jahr 2015 erfolgte keine neue Regelung. Im April 2015 wurden die Anträge der FSG und des 

ÖAAB auf rechtliche Gleichstellung von Zeitausgleich und Urlaub im Krankheitsfall in der Vollversammlung 

der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Steiermark einstimmig angenommen. 

Bis zum Beginn des Jahres 2017 ist immer noch keine neue Regelung erfolgt.  

 

 

Antrag 

Die Vollversammlung der Steirischen Kammer für Arbeiter und Angestellte fordert daher die 

Bundesregierung nochmalig auf, endlich die rechtliche Gleichstellung von Zeitausgleich und Urlaub 

im Krankheitsfall zu regeln. 

 

 

 

Für die Fraktion der AUGE/UG 

 

Ursula Niediek 
Fraktionsvorsitzende        Graz, den 20. 03. 2017 
  



 
 

Resolution 2 

an die 9. Vollversammlung vom 30. 03. 2017 
der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Steiermark 

 
 

Kapitalbasierte Alternativen zur derzeitigen Finanzierung  

sozialer Sicherungssysteme erarbeiten 
 

Der viel zitierte ‚digitale Wandel‘ in unserer Arbeitswelt oder die sog. ‚vierte technologische Revolution‘ wird 
in hohem Maße Änderungen für die Formen der Erwerbsarbeit bringen, sich aber auch auf die Organisation 
und Finanzierung sozialer Schutzsysteme auswirken. 
 
Dieser wirtschaftliche Strukturwandel  mit seinen vielfach veränderten, prekären Erwerbsformen 
(Verlagerung unternehmerischer Risiken auf abhängig Beschäftigte, zero-hours-contracts, crowd-work) mit 
der Folge einer starken Erosion des Schutzes der ArbeitnehmerInnen bedarf wieder erneuter 
Überlegungen zur Aufrechterhaltung unseres sozialen Sicherungssystems. 
 
Eine der  zentralen Fragen wird künftig sein, wie Finanzierung, Leistungsstandards und Deckungsgrade 
der sozialen Sicherung in Österreich aufrechterhalten werden können. 
 
Ein Sozialversicherungssystem, das in Bezug auf seine Finanzierung und Leistung im Wesentlichen an 
Erwerbseinkommen gebunden ist, wird bei hoher Arbeitslosigkeit und gleichzeitigem Rückgang der 
Beschäftigung mit hoher Wahrscheinlichkeit künftig nicht mehr zur sozialen Sicherheit der Erwerbstätigen 
ausreichen. 
 
In entsprechenden Studien wird ein deutlicher Produktivitätssprung durch den wirtschaftlichen 
Strukturwandel, u.a. mit digitalem Wirtschaften, prognostiziert. Das Produktivitätswachstum soll bis zu 30% 
betragen. 
 
Ziel muss es daher sein, ein soziales Schutzsystem zu etablieren, das diese veränderten Ausgangslagen in 
die sozialen Sicherungssysteme miteinbezieht. 
 
Kapitalbasierte Abgaben (z.B. Wertschöpfungsabgaben) der Unternehmen als Beiträge zur sozialen 
Sicherung der im wirtschaftlichen Strukturwandel Erwerbstätigen hätten zur Folge, Einkommen aus 
abhängiger Erwerbstätigkeit nur mehr wenig mit Abgaben zu belasten und würden eine angemessene 
Verteilung der Lasten des Strukturwandels zwischen Arbeit und Kapital darstellen.  
 
Die Vollversammlung der Steirischen Kammer für Arbeiter und Angestellte fordert daher die 
Bundesregierung auf, kapitalbasierte Alternativen zur derzeitigen Finanzierung der Systeme 
sozialer Sicherheit zu erarbeiten und baldmöglichst durch entsprechende Gesetzgebungen zu 
etablieren.  
 
 
Für die Fraktion der AUGE/UG 
 
 
Ursula Niediek e.h. 
Fraktionsvorsitzende         Graz, den 30.3.2017 


